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l •. Bei bla.tt Beiblatt zur_Parlarnents.!sorre$ponde~ 26.Bovember 1955 

362LA.Bo, 

IlU 3.17/J A nf .F_~~.i.~_~n t Vi 0 I' tun ß 

Auf die Anfrage der Abge.' Kin d 1 und Genossen vom 26. Oktober 1955, 
betreffend. das Eisenbahnunglüok vom 27.0ktober 1954 bai Stoekerau, teilt 

Bundesminister f'ürYerkehr und Verstaatlichte Betr;i.ebe 

Dipl.-Ing. W a..l a b r u nn e I' folgendes mit; 

Der Unfall von Hetzmannsdorf-Wullersdorf' kann mit dem von Stookerau 

nioht vergliohen werden" In Hetzma.nnsdorf'\"Wullersdorf entgleiste ein Güterzug 

auf einem Bahnhofnebengleis, das von Personen$ügen nioht ~afahren wird, 

. infolge schadhaften Oberbaues!:) Ein Sohienen'bruoh ist hiebei nioht. a.ufgetreten. 

Das Elisenbahnunglüokbei 'Stockerau a.m 27.10.1954 wurde jedooh durch einen nioht 

voraussehbaren Sohienenbruoh verursaoht. 

Die Behauptung, dass nooh e.in Grossteil der Verletzten auf ihre En~ 
schädigung warten müsse, trifft nicht zu. Es wurden vielmehr zum Zeitpunkt 

der Anfrage der Herren Abg\J K:i,.ndl und Genossen, also am 26.0ktober 1955, von . 

,den ~9 gestelltenErsatza~sprüohen bereits 61 vergloiohsweise erledigt. Lodib .... 

lioh 8 Fälle bedürfen da.her nooh einer absohliessenden Regelung. In einem einzi"" 

gen Fall hievon wurde von einer Verletzten eine geriohtl;che Austra.gung einer 

vergleichsweisen Regelung vorgezogen~ 
, , 

An die Verletzten wurde ein Abf~ndungsbetrag von rund 70.000 S .. als 

Entsohädigung.~ugewiesen •. 

Es ist kein Fall bekannt~ da.ss ein l~nn, der woohenlang im Irrenhaus 

zugebra.cht haben soll, nur 3.000 S erhielt, bzw. eine Verletzte für einen 

Wirbelsäulenbruoh und für die damit zusammenhängenden künftigen gesundheitlichen 

Sohä.den mit 1.800 S abgegQlten worden sein sollte. Eine Verletzung. 4ie eine 

Geistesstörung zur Folge hatte, war bei dem gegenständliohen Eisenbahnunglüok 

überhaupt nioht vorgekommen. 

Was die Haussohneiderin betrifft, so ist dies der einzige Fall, der 

nicht verglichen werden konnte, weil der Anwalt der Verletmten eine gerichtliche 

Austra.gung vorgezogen hatte. Die angebotenen Beweise über den a.ngeblich e~ 

littenen Verdie~stentga.ng waren völlig unzureichend. überdies wurde die Ver­

letzte von zwei Ärzten untersucht, die unabhängig voneinander festgestellt haben, 
. . \ 

da.ss diese Frau inne;rhalbkürzester Zeit naoh dem Unfall ihre Arbeitsfähigkeit 

als Sohneiderin wieder erla.ngt hatte, Dem Begehren nach Zahlung einer Rente 

auf unbestimmte Zeit konnte daher nicht entsprochen werden6 . 
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2.Belblatt , 26.November 1955 

Die EntecbidigUngsansprUche dea ehemaligen lIo11a~7.'Unnß3." Bürgermeisters 
.. es, dür'ftfj sich um Herrn Franz ~e:rtold 'lle.ndeln - sind vergleiohsweise, be­
reinigt word&n. Eine Bemerkung. dass er ja leicht eine andere Frau finden könne, 

" ' 

1st keinesfalls gemacht worden. 
Wenn beha.uptet' wird" ,die Ba.hnverwal tung ha.be die .Elnt~chä.digungsanträge 

der Verletzten in geradezu unmenschlicher Form behandelt. so ~ann hiezu 
ledigliCh gesagt werden, dass die Österre1chisohen Bundesbahnen überhaupt 
keine Mögliohkeit haben" die durch den Eisenbahnunfal1zJ Schaden gekommenen 
Personen zur Annahme eines Vergleiohes zu ZWingen, .aa. " .. jeder Verletzte 
seine bereohtigten Ansp~Ohe geriohtlich durchaet.en kann. 

Richtig ist Vielmehr, dass die Österreiohisohen Bundesbahnen in keinem 
Fall Kosten gesoheut ha.ben" den Verletzten jene är~t1iche Hilfe a.ngedeihen zu . 
lassen" die zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit erforderlich ist. Es wurde 
den Verletzten auch der AufWand f:Ur die zweite Verpflegskla.sse in den Kra.nken­
häusern ersetzt, obwohl h1ezu ni:cht in jedem Fall Ver~lassung bestanden hat. 

Auf Grund ,der :BestillllD'1.tngen d.er Strafprozessordnung wul'de vom Gerioht 
ein für das Eisenbahnwesen ständig bef~sst~r und gerichtlioh beeideter Säeh­
verstijnd1ger bestellt. Ohne jegliche Einflussna.hme der österreichischen Bundes­
bahnen" die auch naoh de~ Strafprozessö~dnüng gar nicht möglioh wäre, hat das 
Gerioht als Sachverständigen Herrn Ministeria.lra.t Matousohek bestellt. 
MinisterialratMAtQUschek gehört nicht dem Beam.enstand der österreichischen 
Bundesbahnen. an und seine Objekti vi tät kann ni cht bezweifelt werden. 

Mit welcher Grjndllchkeit die $taa.tsanwaltsohaft diesen'Fall beha.ndelte, 
geht vor allem daraus hervor. dass a.usser de~ Guta.chten des Mi~sterialrates' 
Matouschek auch ein Fakultätsgutaohten der Technischen Hoohschule Wien einge­
holt wurde, wEl1'ches von den drej, na.mllaftesten Professoren auf diesem Faohgebiet 
erstellt worden ist. ' 

Be1deGutaohten s1nd unäbhäng1g voneinander abgegeben wQrden und 
praktisch zu dem gle:l.ohen Ergebnis gekommen. In bei den Gutachten wurde über­
einstimmend festgestellt" dass ein Verschulden der österreichiso'hen Bundesbahnen 
im gegenständliohen Fall nicht vorliegt. 

Da somit ein Versohulden der Österreich.isohen Bunde sb ahnen an diesem 
Unfall sowohl vom Sachverständigen Ministerialrat Ma~öuschek als auch von der 
Fakultät der Teoh~sohen Hochsohule in Wien verneint wurde, können die 
österre~ohisehen :Sundesbahnen ein Ve;t"sohulden nieht beJa.hen, wenn ein solcheS 
fiberhaupt nicht vorliegt, 
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B~*b~att .ur Parlam$~tskorre!pondan! 
I ' 

Dl~ österJ:'e1ohisob$n :Bundes,bahnen haben alle ,berechtigten Al1$prüQh6 
, ,_ I , 

anerka,nnt und werden ~uch in den noch nicht erledigten ;rällfJn die b~rechtigtel'.l 
\ • I I 

Ansprüche .. soweit sie aut Grund des Reiohshaftpfliohtges~t2'ies geltend/ge'" . 
mäoht werdenkcsnnen, anerken,nen. DasGasot~ sieht vor,' dass im Falle einer 
xarperverletzung der Ei'satz de:t' Kosten der Heilung sowie der Ve:rmögGnsnaoh­
teil cu l,eisten ist, den de:t' Ver1etzte dadurch erleidet, dass infolge der 
Verletz\1ng zeitwe~$e oder daUernd seine Erw~rbs:tähigkeit aufgehoben oder 
ge~naert oder, ein4l TermGhrung s~:l.ner Badi1rfnisl!I'e; .. i~l$treten :l.st~ Der 
AnEilP~oh a.~f' S~)lllelt.,nsgel~' (piDIiss § 13,25 .A:BGB~) "ei' '&ln Versohulden ,zur 
Vo:-e.ussetzung. D~ ein. solohes bei dem Unfa.ll von Stocketa.u nicht vorliegt. 
ka.nn Sohmerzensgeld nicht ~zahlt we:rden. Die österreic)dsohen Bundesbabnen 
können ihre Ausgaben a.us 6ffentliehen Mitteln nur, 1m Rahmen der gesetzliohen 
Beetimmungen maohen und können nicht t'reiwillig LeistungEin auf sich nehmen, 
die gesetzlioh, ,n1ob;t' begründet' werdenkCSnnen. Der Umst.:n.d. da.ss 12Verunglüokte 
du~eh Reohtsanwälte vertreten waren, bietet Gewähr dafür, dass bei der Re~ 
6e1ung der Ersa.tzans\4'Üohe die einsohlägi~en Gesetze ri'cht18 angewendet 
wo~den sind. 

,..-.- ...... ,. 
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